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I. ALLGEMEINES 
 
 
1.   Anlass der Planaufstellung  
 

 Der Bereich um das historische Rathaus Remscheid, dem Alleecenter, dem fußläufig  
gestalteten Teil der Alleestraße und dem Dienstleistungszentrum Elberfelder Straße bildet, auf 
Grund seines räumlichen und funktionalen Zusammenhangs - unter städtebaulichen 
Gesichtspunkten betrachtet - einen dienstleistungs- und konsumorientierten Schwerpunkt der 
Stadt Remscheid. Das Theo Otto Theater und die Stadtbücherei ergänzen das Angebot 
hinsichtlich kultureller Aspekte. Zur Steigerung der Aufenthaltsqualitäten und damit zur 
städtebaulichen Aktivierung einer im Kern dieses  beschriebenen Ensembles gelegenen Fläche, 
erfolgte die Aufstellung des Bebauungsplanes Nr. 586, Konrad–Adenauer–Straße / 
Scharffstraße. Mit diesem Bebauungsplan wurden die planungsrechtlichen Grundlagen zur 
Sicherung der im Plangebiet vorhandenen Denkmäler – Scharffstraße 3 und Konrad–
Adenauer–Straße 29 - sowie der Errichtung von zwei Einzelhäusern unter besonderer 
Beachtung der umgebenden baulichen Strukturen, sowie ergänzend überbaubarer Flächen im 
Hintergelände des Gebäudes Scharffstr. 3 geschaffen. 

  
 Darüber hinaus setzt der BP 586 teilweise entlang der östlichen und vollständig entlang der 

südlichen und westlichen Grundstücksgrenzen des Grundstücks Scharffstraße 3 eine Fläche 
zum Anpflanzen von Bäumen, Sträuchern und sonstigen Bepflanzungen sowie mit Bindungen 
für Bepflanzungen und für die Erhaltung von Bäumen, Sträuchern und sonstigen Bepflanzungen 
sowie von Gewässern (gem. § 9 (1) Nr. 25 a u. b BauGB) fest. Eine ebensolche Festsetzung 
erfolgte auch für die südliche und teilweise die östliche Grundstücksgrenze des Gebäudes 
Konrad–Adenauer–Straße Nr. 29. Die Aufhebung dieser Festsetzung für das Grundstück 
Konrad–Adenauer–Straße Nr. 29 erfolgte bereits mittels der ersten Änderung des 
Bebauungsplanes 586.    

 
 Im Hintergelände des Baudenkmals Scharffstraße 3 ist die Errichtung eines Cafébetriebes 

genehmigt und bereits weitestgehend baulich realisiert worden. Zur Steigerung der Nutzungs- 
und Aufenthaltsqualität wird seitens der Betreiber eine Außengastronomie angestrebt. Diese 
kann in wirtschaftlich sinnvollem Umfang nur realisiert werden, wenn Teile der gem. § 9 (1) Nr. 
25 a u. b BauGB festgesetzten Flächen zum Anpflanzen und mit Bindungen für den Erhalt von 
Bäumen und Sträuchern (Festsetzung gem. rechtsverb. BP 586) mit in die Flächen zur 
Außenbestuhlung einbezogen werden können. Vor dem Hintergrund des beschriebenen 
städtebaulichen Gesamtensemble stellt die angestrebte Café-Nutzung einschließlich 
Außenanlagen eine wünschenswerte Aufwertung und nutzungsbezogene Stärkung dieses 
Bereiches dar. Mittels der 2. Änderung des BP 586 werden die entsprechenden 
planungsrechtlichen Voraussetzungen hierfür geschaffen. Gegenwärtig in der Örtlichkeit 
vorhandenes Grün wird von der Änderung nicht negativ tangiert.   

 
 Da die angestrebte Modifikation der planungsrechtlichen Festsetzungen des BP 586 nicht die 

Grundzüge der Planung berührt, erfolgt die 2. Änderung des BP 586 gemäß § 13 BauGB im 
vereinfachten Verfahren. Aus Gründen der Rechtssicherheit und mit dem Ziel der 
allumfassenden und optimalen Würdigung aller planbezogenen Anregungen wird dabei nicht 
auf die Durchführung der frühzeitigen Öffentlichkeitsbeteiligung sowie auf die frühzeitigen 
Beteiligung der Behörden und sonstigen Träger öffentlicher Belange verzichtet (§ 13 (2) Nr.1 
BauGB). Damit ist auch die Beteiligung der betroffenen Öffentlichkeit und der berührten 
Behörden und sonstigen Träger öffentlicher Belange in vollem Umfang gewährleistet.  

 
 

2. Lage im Raum 
 
 Das Plangebiet der 2. Änderung BP 586 befindet sich im Zentrum Remscheids, Stadtbezirk Alt 

– Remscheid. Die Umgebung ist geprägt durch eine verdichtete, mehrgeschossige Wohn- und 
Geschäftshausbebauung sowie durch vereinzelte kulturelle Einrichtungen.  

  
 
 
 



3.  Räumlicher Geltungsbereich / bestehende Nutzung 
 

 Das Plangebiet der zweiten Änderung zum Bebauungsplan 586 ist identisch mit der 
Grundstücksparzelle, die dem denkmalgeschütztem Gebäude Scharffstraße 3 zugeordnet ist. 
Die Einbeziehung der Gesamtparzelle in das Gebiet der zweiten Änderung ermöglicht eine 
umfassende Berücksichtigung aller mit dem geplanten Gastronomiebetrieb verbundenen 
Nutzungen der privaten Freiflächen. Unter abwägungsrelevanten Gesichtspunkten stellen die 
Lärmimmissionen der angestrebten Freiflächennutzungen des Grundstücks den inhaltlichen 
Schwerpunkt dieser Bauleitplanung dar. 
 

 Die unmittelbare Umgebung des Plangebiets wird sowohl durch kulturelle, wohngebietstypische 
und kerngebietstypische Nutzung geprägt. Die öffentlichen Verkehrsflächen Scharffstraße und 
Theatergasse begrenzen das Plangebiet im Osten und Süden. Private Freiflächen 
benachbarter Wohngebäude stellen die West- und Nordgrenze des Plangebietes dar. 
 

 Neben der angestrebten Errichtung eines Cafés mit Außengastronomie wird der östliche Teil 
des Plangebiets durch das Denkmal Scharffstraße 3 geprägt. Im Erdgeschoss des 
denkmalgeschützten Gebäudes ist ein Blumen- und Dekorationsgeschäft untergebracht, im 
Obergeschoss befindet sich ein Raumausstatter.  

 
 

4. Aussagen des Kampfmittelbeseitigungsdienstes (KBD) / Luftbildauswertung 
 

 Die Auswertung für das Gebiet des BP 586, 2. Änderung, war möglich. 
 Die dem Kampfmittelbeseitigungsdienst vorliegenden Informationen ergeben keine Hinweise 

auf das Vorhandensein von Kampfmitteln. Eine Garantie auf Kampfmittelfreiheit kann nicht 
gewährt werden. Generell sind Bauarbeiten sofort einzustellen sofern Kampfmittel gefunden 
werden. In diesem Fall ist die zuständige Ordnungsbehörde, der KBD oder die nächstgelegene 
Polizeidienststelle unverzüglich zu verständigen. 

 
 Erfolgen zusätzliche Erdarbeiten mit erheblichen mechanischen Belastungen wie 

Rammarbeiten, Pfahlgründungen etc. empfehle ich eine Sicherheitsdetektion. Die weitere 
Vorgehensweise ist dem beiliegenden Merkblatt zu entnehmen. Vorab werden dann zwingend 
Betretungserlaubnisse der betroffenen Grundstücke und eine Erklärung inkl. Pläne über 
vorhandene Versorgungsleitungen benötigt. Sofern keine Leitungen vorhanden sind, ist dieses 
schriftlich zu bestätigen. 

 
 

II. BESTEHENDE RECHTSVERHÄLTNISSE 
 
 
1.  Gebietsentwicklungsplan 
 

Der Gebietsentwicklungsplan des Regierungsbezirks Düsseldorf, als übergeordnete 
Dokumentation der landesplanerischen Zielsetzungen auch für den Bereich des BP 586, stellt 
das Plangebiet und seine Umgebung als allgemeinen Siedlungsbereich dar.  
 
 

2. Flächennutzungsplan 
 
Der seit dem 18.09.1993  rechtswirksame Flächennutzungsplan der Stadt Remscheid stellt 
das Gebiet der 2. Änderung des BP 586 als Kerngebiet 
dar. Der in der Aufstellung befindliche Flächennutzungsplan, dessen Offenlage im März/April 
2009 erfolgt, stellt das Plangebiet ebenfalls als Kerngebiet dar.  
 
 

3. Bestehende Rechtsverhältnisse 
 

Der rechtsverbindliche Bebauungsplan 586 setzt ebenfalls Kerngebiet fest, sowie – wie bereits 
beschrieben – teilweise entlang der östlichen und vollständig entlang der südlichen und 
westlichen Grundstücksgrenze Scharffstraße 3 noch eine Fläche zum Anpflanzen von 



Bäumen, Sträuchern und sonstigen Bepflanzungen sowie mit Bindungen für Bepflanzungen 
und für die Erhaltung von Bäumen, Sträuchern und sonstigen Bepflanzungen sowie von 
Gewässern (gem. § 9 (1) Nr. 25 a u. b BauGB). Die übrigen Flächen werden teilweise als 
überbaubare Flächen beziehungsweise als Flächen für Garagen und Stellplätze festgesetzt. 
Mit der 2. Änderung des BP 586 werden die planungsrechtlichen Voraussetzungen zur 
Errichtung des Café-Betriebes einschließlich Außengastronomie geschaffen  
 
Ergänzend sei darauf hingewiesen dass das Plangebiet im Sanierungsgebiet Stadthalle liegt. 
Die förmliche Festsetzung dieses Sanierungsgebiets ist am 06.02.1990 erfolgt. 
 

 
4. Planungsrechtliches Verfahren 
 

Da die Grundzüge der Planung des BP 586 mittels der 2. Änderung dieses Bebauungsplanes 
nicht berührt werden, erfolgt die Durchführung des Änderungsverfahren im vereinfachten 
Verfahren gem. § 13 BauGB.        
 
Die mit Umsetzung der 2. Änderung des BP 586 möglichen baulichen Maßnahmen unterliegen 
gem. Gesetz zur Umweltverträglichkeitsprüfung nicht der Pflicht zur Durchführung einer 
Umweltverträglichkeitsprüfung. Gleiches gilt für die Pflicht zur Durchführung der 
Umweltverträglichkeitsprüfung nach Landesrecht. Gem. § 13 (1) Nr. 1 BauGB ist damit eine 
weitere Voraussetzung zur Anwendung des vereinfachten Verfahrens erfüllt.   

 
Bei dem Gebiet der 2. Änderung des BP 586 handelt es sich um einen allseits baulich 
umschlossenen, von kleineren privaten Freiflächen bzw. von Verkehrsflächen umgebenen 
Bereich. 

 
Weder die Lage des Plangebiets noch seine geplante bauliche Ausnutzung stellen dabei eine 
Beeinträchtigung der Belange des Umweltschutzes, insbesondere der Erhaltungsziele und der 
Schutzzwecke der Gebiete von gemeinschaftlicher Bedeutung und der Europäischen 
Vogelschutzgebiete im Sinne des Bundesnaturschutzgesetzes dar. Damit erfüllt das 
Änderungsverfahren auch diesbezüglich die erforderlichen Kriterien (§ 13 (2) Nr.2 BauGB) zur 
Anwendung des vereinfachten Verfahrens. 
 
Aus Gründen der Rechtssicherheit wird von der Möglichkeit gem. § 13 (2) Nr. 1 BauGB - zur 
zeitlichen Straffung des Verfahrens auf die Durchführung der frühzeitigen Öffentlichkeits- und 
Behördenbeteiligung zu verzichten (§ 3 (1) und § 4 (1) BauGB) - kein Gebrauch gemacht. 
Ebenso nicht von der Möglichkeit einer eingeschränkten Beteiligung der Öffentlichkeit und der 
Behörden und sonstigen Träger öffentlicher Belange (gem. § 13 (2) Nr. 2 u. 3 BauGB). 
Stattdessen erfolgt die Durchführung einer frühzeitigen Öffentlichkeits- und 
Behördenbeteiligung und – nach Abwägung der eingegangenen Anregungen – anschließend 
die Planoffenlage, um so alle mit der Planung verbundenen Anregungen optimal abwägen zu 
können. 

 
Es wird auf die Durchführung der Umweltprüfung (§ 2 (4) BauGB), die Erarbeitung des 
Umweltberichtes (§ 2 a BauGB), die Mitteilung welche Arten umweltbezogener Informationen 
verfügbar sind (§ 3 (2) Satz 2 BauGB) und die zusammenfassende Erklärung (§ 10 (4) BauGB) 
verzichtet, da es sich – wie bereits erwähnt – um ein vereinfachtes Verfahren handelt und 
dieses gem. § 13 (3) Satz 1 zulässig ist. 

 
 

III. STÄDTEBAULICHE KONZEPTION 
 
 
1.  Äußere Erschließung / ÖPNV-Anbindung 
 

Das Plangebiet ist aufgrund seiner innerstädtischen Lage verkehrstechnisch durch die 
Anbindung an das vorhandene Straßensystem hinlänglich erschlossen. Konrad–Adenauer–
Straße und Scharffstraße bilden die unmittelbar angrenzenden öffentlichen Verkehrsflächen 
zur Erreichbarkeit des Plangebiets. In der Konrad–Adenauer– Straße, nahe des Stadttheaters, 
befinden sich Haltepunkte des ÖPNV, der zentrale Bußbahnhof ist fußläufig ebenfalls in 



wenigen Gehminuten zu erreichen. Damit ist eine optimale Versorgung des Plangebiets 
mittels ÖPNV – Anbindungen gewährleistet. 
 

 
2.  Innere Erschließung / Ruhender Verkehr 

 
Aufgrund der geringen Flächengröße und der angestrebten Nutzungskonzeption erübrigt sich 
die differenzierte Festsetzung einer inneren Erschließung des Plangebietes. 
 
Der erforderliche private Stellplatzbedarf ist innerhalb der privaten Freiflächen und damit 
innerhalb des Plangebiets nachzuweisen. Aus diesem Grund erfolgt die Festsetzung von zwei 
Flächen zur Unterbringung von Stellplätzen entlang der südlichen und, zum Teil, entlang der 
nördlichen Plangebietsgrenze. Ihre Anfahrbarkeit ist – wie bereits erwähnt – durch das 
umgebende Straßengerüst gesichert.  

 
 
3.  Ver- und Entsorgung 

 
Da es sich bei dem Gebiet der zweiten Änderung des BP586 um einen innerstädtischen Bereich 
handelt, ist die Versorgung des Gebiets mit Strom, Heizenergie und Wasser durch Anschluss 
an das vorhandene Leitungsnetz der Versorgungsträger gewährleistet. Gleiches gilt für die 
fernmeldetechnische Versorgung und die Versorgung des Plangebiets mit Informationsmedien 
entsprechend dem aktuellen Stand der örtlich vorhandenen Technik. 
 
Die abwassertechnische Entsorgung ist durch Anschluss an das bestehende Leitungsnetz 
gesichert. Sowohl das anfallende Schmutz- wie auch das Niederschlagswasser können der 
bestehenden Kanalisation zugeleitet werden.  
 
 

4.  Planungsziele  
 

  Ausgehend von der angestrebten Stärkung des Café-Betriebs mittels Errichtung einer 
attraktiven Außengastronomie einschließlich punktueller, in die Gesamtkonzeption integrierter 
Begrünungsmaßnahmen entlang der westlichen, nördlichen und östlichen Grundstücksgrenze 
sowie Klärung der erforderlichen Stellplatzfrage, wird die im Bebauungsplan 586 festgesetzte 
Fläche zum Anpflanzen von Bäumen, Sträuchern und sonstigen Bepflanzungen sowie mit 
Bindungen für Bepflanzungen und für die Erhaltung von Bäumen, Sträuchern und sonstigen 
Bepflanzungen sowie von Gewässern (gem. § 9 (1) Nr. 25 a u. b BauGB) größtenteils  
aufgehoben. Im südöstlichen Eckbereich des Grundstücks bleibt die Festsetzung mit dem Ziel 
erhalten, hier eine Art „Grünarrondierung“ des Baudenkmals zu schaffen. 

 
  Da die Festsetzungen des Bebauungsplans 586 die städtebaulichen Zielsetzungen für diesen 

Bereich vom Grundsatz her planungsrechtlich manifestieren, erfolgt deren sonstige 
Beibehaltung für das Gebiet der 2. Änderung des Bebauungsplanes. Die nachfolgende 
Begründung der planungsrechtlichen Festsetzungen des 2. Änderungsverfahrens greift daher 
für die übernommenen Festsetzungen auf die Begründungen des Bebauungsplanes 586 selbst 
zurück. 

 
 
5. Planinhalte 

 
 

5.1 Art der baulichen Nutzung 
 
Die im Bebauungsplan 586 festgesetzte Form des Baugebiets wird unverändert übernommen, 
das bedeutet: Festsetzung eines Kerngebiets. „...Mit dieser Ausweisung ist eine Anbindung in 
die Umgebung gewährleistet, die durch kerngebietstypische Nutzung geprägt ist...“ (Auszug 
Begründung BP 586) 

  
 Planspezifischer Regelungsschwerpunkt – Außengastronomie - 

 Der Betreiber des im Hintergelände des Gebäudes Scharffstraße 3 geplanten Cafés 
beabsichtigt zur Erweiterung seiner Angebotsvielfalt die Anlage einer, dem Café zugeordneten, 



Außengastronomie. Diesbezügliche Bestuhlungen sind sowohl westlich als auch nördlich des 
Café-Neubaus vorgesehen. Der Bebauungsplan 586 setzt für den gesamten Bereich – wie 
bereits erwähnt – Kerngebiet fest. Die angestrebte Außengastronomie wäre unter Bezug auf 
das festgelegte Baugebiet grundsätzlich zulässig. Da sich aber innerhalb des Kerngebiets, in 
der Nachbarschaft des geplanten Cafés, auch einige Wohnnutzung befinden, die von den 
Lärmemissionen der Außengastronomie unmittelbar tangiert würden, ist aus Gründen der 
Rechtssicherheit ein Lärmschutzgutachten zur Darstellung der vor diesem Hintergrund 
vertretbaren Lärmbelastung (ausgelöst von der Außengastronomie) erarbeitet worden. Das 
Gutachten ist der Begründung als Anlage beigefügt.  

 
 Als Fazit bleibt festzuhalten, dass zwar gewisse störende Lärmspitzen im Bezug auf die 

Wohnnutzung nicht grundsätzlich ausgeschlossen werden können. Es handelt sich aber um ein 
Kerngebiet, mit - im näheren und weiteren Umfeld - kerngebietstypischen Nutzungsstrukturen 
und einem, in diesem Umfeld, planungsrechtlich zulässigen und städtebaulich 
wünschenswerten Vorhaben. Zur Stärkung des gesamten Umfelds ist die Errichtung des Cafés 
einschließlich der Außengastronomie wünschenswert, da so der Entwicklung einer 
„gesichtslosen“ Hinterhofatmosphäre entgegengewirkt und damit ein positiver Impuls für die 
gesamte Umgebung ausgelöst wird. Der Wunsch, nach dem Einkauf, dem Theater- oder 
Büchereibesuch noch ein Café aufzusuchen, ist durchaus naheliegend, so dass neben dem rein 
städtebaulichen Ansatz auch der gesellschaftlich – soziale Aspekt für dieses Café von hoher 
Bedeutung ist.     
 
Stellplätze sind, wie bereits erwähnt, auf den privaten Grundstückflächen unterzubringen. Die 
Festsetzungen der zweiten Änderung des BP 586 sehen entsprechende Flächen entlang der 
südlichen und – teilweise – entlang der nördlichen Plangebietsgrenze vor. Damit ist ein 
ausreichendes Flächenkontingent zur Unterbringung der nutzungsabhängigen Anzahl privater 
Stellplätze gewährleistet.  

 
 
5.2 Maß der baulichen Nutzung 
 

Auch in diesem Punkt werden die Festsetzungen des BP 586 nicht verändert. Das bedeutet 
eine Grundflächenzahl von 0,6 und eine Geschossflächenzahl von 1,8 sowie eine Begrenzung 
der Trauf- und Firsthöhen zwischen 367 m bis 370 m (Traufhöhe) und maximal 373 m 
(Firsthöhe) über NN. 
 
„...Um sicher zu stellen, dass eine verträgliche Einbindung in die vorhandene städtebauliche 
Situation – hier bestehende Baudenkmäler – erreicht wird, wird der mögliche Höchstwert der 
Grundflächen – und Geschossflächenzahl gemäß BauNVO im Bebauungsplan nicht festgesetzt. 
...“ (Auszug Bebgründung BP 586)  
 
„...Um die Anpassung an die Situation und damit eine verträgliche Einbindung zu erreichen, wird 
die maximale Firsthöhe auf 373 m über NN festgesetzt und die Traufhöhe beträgt minimal 367 
m über NN, maximal 370 m über NN. Hierdurch wird eine verträgliche Einbindung sichergestellt. 
...“ (Auszug Begründung BP 586)  
 
Eine Festsetzung hinsichtlich der Anzahl maximal zulässiger Vollgeschosse erfolgt im BP 586 
nicht. Entsprechendes gilt für das 2. Änderungsverfahren zu diesem Bebauungsplan. Die 
Höhenentwicklung der Gebäude ist mittels der festgesetzten Trauf- und Firsthöhen hinlänglich 
erfolgt.  
 

 
5.3 Bauweise / überbaubare Grundstücksfläche 
 

Die im Bebauungsplan 586 festgesetzte offene Bauweise wird nicht verändert. „...es wird eine 
offene Bauweise im Bebauungsplan festgesetzt, um somit ein stadtverträgliches Einfügen der 
neuen Baukörper in die vorhandene Situation zu erreichen.  ...“ (Auszug Begründung BP 586) 
 
Die überbaubare Grundstücksfläche wird im Gebiet der 2. Änderung des BP 586 geringfügig 
erweitert, das heißt, vollständige Verschiebung der westlichen Baugrenze in westlicher Richtung 
und Verschiebung des hinteren Teils der südlichen Baugrenze ebenfalls in südlicher Richtung. 
Die Ziele des Bebauungsplanes 586 sind damit nicht beeinträchtigt, es ergeben sich lediglich 



planungsrechtlich optimierte Rahmenbedingungen für den angestrebten, städtebaulich 
wünschenswerten und im übrigen planungsrechtlich zulässigen Neubau des Cafés. „...Die 
überbaubaren Grundstücksflächen sind im Bebauungsplan so festgesetzt, das eine verträgliche 
Einbindung in die vorhandene Situation unter Berücksichtigung der bestehenden Baudenkmäler 
gesichert ist aber auch gleichzeitig an den vorhandenen Baudenkmälern eine 
Erweiterungsmöglichkeit besteht. Die etwas größere Flächentiefe trägt dabei gestiegenen 
Anforderungen an notwendigen Flächen Rechnung. ...“ (Auszug Begründung BP 586) 
 

 
5.4 Grünflächen und Spielplätze 
 

Hinsichtlich der Festsetzung von privaten bzw. öffentlichen Grünflächen ergeben sich in dieser 
2. Änderung des BP 586 keine Abweichungen zum BP 586 selbst. „...Die Festsetzung einer 
Grünfläche erfolgt im Plangebiet nicht. ...“ (Auszug Begründung BP 586).  
 
Abweichungen ergeben sich allerdings hinsichtlich des Umfangs der Fläche zum Anpflanzen 
von Bäumen, Sträuchern und sonstigen Bepflanzungen sowie mit Bindungen für Bepflanzungen 
und für die Erhaltung von Bäumen, Sträuchern und sonstigen Bepflanzungen sowie von 
Gewässern (gem. § 9 (1) Nr. 25 a u. b BauGB). Die Größe der im BP 586 entsprechend 
festgesetzten Fläche wird mittels dieses 2. Änderungsverfahrens reduziert. Lediglich im Bereich 
der südöstlichen Plangebietsgrenze werden Flächen gem. § 9 (1) Nr. 25 a u. b BauGB 
festgesetzt; entlang der westlichen Plangebietsgrenze erfolgt die Festsetzung einer Fläche zum 
Anpflanzen von Bäumen, Sträuchern und sonstigen Bepflanzungen (gem. § 9 (1) Nr. 25 a 
BauGB), da erhaltenswertes Grün in der Örtlichkeit nicht mehr vorhanden ist. 
 
Die übrigen Teilflächen dieser „ehemaligen“ Festsetzung (§ 9 (1) Nr. 25 a u. b BauGB) behalten 
teilweise nur die Baugebietsfestsetzung (MK) bei, oder aber, wie im Bereich der südlichen 
Plangebietsgrenze, es erfolgt neben der Beibehaltung des festgesetzten Baugebiets auch die 
jetzt neue Festsetzung von Flächen zur Anlage von Stellplätzen. (Siehe auch Punkt II, Nr. 2 und 
III, Nr. 5.1 dieser Begründung). Zur nachhaltigen Attraktivitätssteigerung des geplanten Cafés 
durch die Errichtung einer entsprechend nutzungsbezogen positiv gestalten Außengastronomie 
und damit zur Sicherung einer das städtebauliche Umfeld stärkenden und ergänzenden 
Nutzungskomponente, kann auf die Flächen zum Anpflanzen und Erhalt von Bäumen, 
Sträuchern und sonstigen Bepflanzungen (gem. BP 586) in dem oben beschriebenen Umfang 
verzichtet werden. In den genannten Bereichen sind bestehende Baum und Gehölzstrukturen 
nicht mehr anzutreffen. Ein vollständiger Verzicht auf Grünstrukturen tritt nicht ein, da 
Begrünungsmaßnahmen planungsrechtlich festgesetzt sind. Sowohl im Bereich der Westgrenze 
als auch entlang der Nordgrenze des Grundstücks Scharffstr. 3 sind Flächen zum Anpflanzen 
von Bäumen, Sträuchern und sonstigen Bepflanzungen (§ 9 (1) Nr. 25 a BauGB) ausgewiesen. 
Eine entsprechende Grüngestaltung führt zu einer wünschenswerten Steigerung der 
Aufenthaltsqualität und stellt zgl. eine gewisse optische Trennung der unterschiedlichen 
Nutzungen dar.    
 
Hinsichtlich der Notwendigkeit zur Anlage eines Spielplatzes werden die Ausführungen zum BP 
586 nicht verändert. „...Die im Bebauungsplan Nr. 467 geplante öffentliche Grünfläche (Garten 
der Sinne) soll im Stadtpark realisiert werden. Der im Bebauungsplan 467 vorgesehene 
Kinderspielplatz soll entfallen, da er durch die bestehende Bebauung und die daraus 
resultierende Schattenbildung nicht ideal gelegen ist und auf der gegenüberliegenden Seite der 
Konrad–Adenauer–Straße ein öffentlicher Spielplatz angelegt worden ist. Dieser Spielplatz auf 
städtischem Grundstück ist durch die Übertragung des Grundstücks an die Fachdienststelle 
gesichert worden. ...“ (Auszug Begründung BP 586) 
 
 

6. Umweltbezogene Belange 
 
 
6.1 Umweltbericht 
 

Auf die Umweltprüfung gem. § 2 (4) BauGB, den Umweltbericht gem. § 2a BauGB, die Angabe 
welche Arten umweltbezogener Informationen verfügbar sind und die zusammenfassende 
Erklärung wird gem. § 13 (3) BauGB für die 2. Änderung des BP 586 verzichtet. 

 



Für den Bebauungsplan 586 wurde ein Umweltbericht erstellt und der Begründung zum BP 586 
als Bestandteil beigelegt. Da ein Schwerpunkt dieses 2. Änderungsverfahren zum BP 586 die 
festgesetzte Fläche zum Erhalt und zum Anpflanzen von Bäumen Sträuchern und sonstigen 
Bepflanzungen tangiert, wird – zur allumfassenden Darstellung diesbezüglich vorhandenen 
Informationen - der seinerzeit erstellte Umweltbericht (Stand vom 10.01.2005) dieser 
Begründung als Anlage beigefügt. Wie eine aktuelle Überprüfung durch den Fachgutachter 
ergab, stellt der teilweise Verzicht auf die im BP 586 getroffenen Festsetzung gem. § 9 (1) Nr. 
25 a u. b BauGB  kein Konfliktpotential dar. 

 
 
6.2 Altlasten 

 
Die durchgeführte Altlastenersterfassung sowie eine erste Überprüfung durch den Fachdienst 
Umwelt, Altlasten und Bodenschutz ergab keine Verdachtsmomente hinsichtlich des 
Vorhandensein von schädlichen Bodenveränderungen im Plangebiet.  
Eine im Rahmen der frühzeitigen Behördenbeteiligung durchgeführte vertiefende Recherche 
des FD Umwelt, Abt. Altlasten und Bodenschutz, bestätigte, dass nach den vorliegenden 
Erkenntnissen keine altlastenrelevanten Nutzungen im Plangebiet stattgefunden haben. 
Verdachtsmomente für das Vorhandensein schädlicher Bodenveränderungen liegen nicht vor. 
Gegen die geplante Nutzung bestehen aus diesen Gründen keine Bedenken.   

 
 
6.3 Lärmimmissionen / Außengastronomie  
  

 Der Betreiber des im Hintergelände des Gebäudes Scharffstraße 3 geplanten Cafés 
beabsichtigt, wie bereits unter III, Pkt. 5, Nr. 5.1 dargestellt, zur Erweiterung seiner 
Angebotsvielfalt die Anlage einer dem Café zugeordneten Außengastronomie. Entsprechende 
Bestuhlungen sind sowohl westlich als auch nördlich des Café-Neubaus vorgesehen. Die 
angestrebte Außengastronomie wäre unter Bezug auf das festgelegte Baugebiet (MK) 
grundsätzlich zulässig. Aus Gründen der Rechtssicherheit ist dennoch ein Lärmschutzgutachten 
zur Klärung einer vertretbaren Lärmbelastung (ausgelöst von der Außengastronomie) unter 
Beachtung der benachbarten Wohnnutzung erarbeitet worden. Das Gutachten ist der 
Begründung als Anlage beigefügt.  

 
 Im Ergebnis bleibt festzuhalten, dass zwar gewisse störende Lärmspitzen im Bezug auf die 

Wohnnutzung nicht grundsätzlich ausgeschlossen werden können, es sich aber um ein 
Kerngebiet, mit - im näheren und weiteren Umfeld - kerngebietstypischen Nutzungsstrukturen 
und einem, in diesem Umfeld, planungsrechtlich zulässigen und städtebaulich 
wünschenswerten Vorhaben handelt. Zur nachhaltigen Attraktivitätssteigerung des gesamten 
baulichen Umfelds, ist die Errichtung des Cafés einschließlich der Außengastronomie 
städtebauliche Zielsetzung. So wird der Entwicklung einer „gesichtslosen“ Hinterhofatmosphäre 
entgegengewirkt und damit ein positiver Impuls für das gesamte Umfeld ausgelöst. Der 
Wunsch, nach dem Einkauf, dem Theater- oder Büchereibesuch noch ein Café aufzusuchen, ist 
durchaus naheliegend, so dass neben dem rein städtebaulichen Ansatz auch der mit der 
Errichtung des Cafés verbundene gesellschaftlich – soziale Aspekt von herausragender 
Bedeutung ist.     

 
 

7. Baudenkmäler / archäologische Bodendenkmäler 
 
 Das im Plangebiet der 2. Änderung zum BP 586 vorhandene Baudenkmal Scharffstr. 3 wird 

nachrichtlich dargestellt; mittels der festgesetzten überbaubaren Fläche erfolgt dessen 
planungsrechtlich langfristige Bestandssicherung. Bodendenkmäler sind gegenwärtig im 
Plangebiet nicht bekannt. Sofern bei Bodenbewegungen Bodendenkmäler entdeckt werden, ist 
diese Entdeckung gem. § 15 Denkmalschutzgesetz anzeigepflichtig und dem Rheinischen Amt 
für Bodendenkmalpflege umgehend zu melden. Die Bestimmungen der §§ 15 und 16 
Denkmalschutzgesetz NW sind zu beachten.  

  
 
 
 

 



8. Bodenordnende Maßnahmen 
   
 Die Notwendigkeit zur Erarbeitung eines Sozialplanes gem. § 81 BauGB  zur Realisierung der 

Bauleitplanung besteht aus heutiger Sicht nicht. Gleiches gilt für die Anwendung 
bodenordnender Maßnahmen. 
 
 

   9. Kosten / Finanzierung 
 
Mit der 2. Änderung des BP 586 entstehen – nach gegenwärtigem Kenntnisstand – der Stadt 
Remscheid keine Kosten.  

 


